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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss

Motion Kolly Nicolas / Dupré Lucas 2022-GC-146
Ausserordentlicher Unterstiatzungskredit far die

freiburgische Landwirtschaft infolge der Trockenheit

I. Zusammenfassung der Eingabe

Mit ihrer am 25. August 2022 eingereichten Eingabe (2002-GC-147) ersuchen die Grossrate
Nicolas Kolly und Lucas Dupré darum, dass der Staatsrat die am selben Tag eingereichte Motion
2022-GC-146 «Ausserordentlicher Unterstutzungskredit fir die freiburgische Landwirtschaft
infolge der Trockenheit» frith genug beantwortet, damit sie spétestens in der Oktobersession 2022
des Grossen Rates behandelt werden kann. Der Staatsrat schloss sich dem Antrag auf dringliche
Behandlung der Motion an, beantragte jedoch, die Frist auf die Novembersession 2022 zu
verschieben. Der Grosse Rat hat dem Antrag, die Frist bis zur Novembersession 2022 zu
verlangern, zugestimmt.

Die Motion 2022-GC-146 verlangt die Ausarbeitung eines Dekrets ber eine finanzielle
Unterstitzung der Freiburger Landwirtschaft in Hohe von insgesamt 10 Millionen Franken, um die
Folgen der Trockenheit im Sommer 2022 bewaltigen zu kénnen. Die Urheber der Motion gehen
insbesondere davon aus, dass die Landwirtinnen und Landwirte des Kantons diesen Winter sehr
grosse Mengen an Futtermitteln zukaufen mussen, da sie sich aufgrund der Trockenheit gezwungen
sahen, auf ihre Heuvorréte zuriickzugreifen. Die Motionére fordern, dass mindestens 5 Millionen
Franken a fonds perdu gewahrt werden und der Restbetrag zum Beispiel in Form von zinslosen
Darlehen gewéhrt werden kénnte, um die fehlenden Rauhfuttermengen einkaufen zu kénnen.

[I. Antwort des Staatsrats

Der Staatsrat stellt einleitend, wie die Urheber dieser Eingabe, fest, dass sich der Kanton Freiburg,
wie auch andere Regionen der Schweiz und Europas, im Sommer 2022 mit starker Trockenheit
konfrontiert sah. Die Folgen der sehr geringen Niederschlage und der hohen Temperaturen sind in der
Landwirtschaft zu spiren und kdnnten sich finanziell auf die Freiburger Landwirtschaftsbetriebe
auswirken. Der Staatsrat ist sich auch bewusst, dass die Produktionskosten in der Landwirtschaft in
diesem Jahr aufgrund der Ukraine — und Energiekrise angestiegen sind und nur teilweise ber
héhere Produktepreise abgegolten werden kdnnen. Damit steht aber die Landwirtschaft nicht allein
da.

Obwohl die dringliche Behandlung der Motion von Oktober auf November verschoben wurde,
genugt der zusatzliche Monat nicht, eine einigermalen verlassliche Einschatzung der Folgen der
Trockenheit abzugeben. Es ist jedoch nicht so, dass wettertechnisch schwierige Jahre
betriebswirtschaftlich generell schlecht sein mussen. So war 2021 ebenfalls ein Extremwetterjahr:
Spatfroste, tbermassige Regenmengen und Hagel wirkten sich negativ auf den Pflanzenbau aus.
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Sowohl im Acker- und Futterbau als auch im Obst-, Wein- und Gemusebau waren quantitativ und
qualitativ schlechtere Ernten und somit tiefere Ertrdge die Folgen dieser schwierigen Witterungs-
bedingungen. Das landwirtschaftliche Einkommen war 2021 jedoch 1,9 Prozent héher als im Jahr
davor und lag bei durchschnittlich 80 700 Franken pro Betrieb. Dies zeigen die neusten Zahlen von
Agroscope. Wéhrend der Pflanzenbau unter der misslichen Witterung litt, fihrten die gestiegenen
Preise auf dem Milch- und Rindfleischmarkt zu héheren Ertragen. Der landwirtschaftliche
Arbeitsverdienst pro Vollzeit-Familienarbeitskraft lag 2021 bei 59 800 Franken und war somit

2,0 Prozent hoher als im Vorjahr.

Der Staatsrat halt ebenso fest, dass das Ausmass der Trockenheit im Sommer 2022 zwar gross, aber
wie die Erfahrung der letzten Jahre lehrt, nicht mehr so sehr ungewdhnlich war. Und mit dem
Klimawandel ist auch in Zukunft mit extremeren Witterungs-bedingungen zu rechnen. Was sich
jeweils andert, sind die betroffenen Bdden, Regionen und Kulturen sowie die Betriebe je nach Ein-
und Ausrichtung. Doch dies gehort seit jeher zu jeder landwirtschaftlichen Aktivitat und ist Teil des
unternehmerischen Risikos. Die meisten Betriebe haben sich deshalb in den letzten Jahren darauf
ausgerichtet und entsprechende Massnahmen getroffen, und z.B. gréssere Futterreserven
geschaffen, in Bewasserung, Quellen oder Wasserreservoire investiert oder die Wahl der
angebauten Kulturen angepasst — um nur einige zu nennen. Diese Betriebe wurden entsprechend
nicht in Mitleidenschaft gezogen. Andere Betriebe werden das fehlende Futter mit dem Anbau von
Zwischenfutter kompensieren oder ihren Viehbestand anpassen. Dies alles gehort zur «guten
landwirtschaftlichen und unternehmerischen Praxis ».

Im Rahmen der Diskussionen zur zukiinftigen Agrarpolitik auf Bundesebene ist zudem das
Thema Ernteversicherung in Diskussion, um gegen grosse Risiken vorzusorgen. Private
Versicherungslésungen existieren bereits heute. Zur Debatte steht eine Subvention der Pramien.
Diese Massnahme kénnte zukilinftige Herausforderungen ebenfalls abfedern.

Nicht zuletzt sei in diesem Kontext auch an die bestehenden Unterstiitzungen der Landwirtschaft
erinnert. Wie im Landwirtschaftsbericht 2019 zu lesen ist, erhalt die Freiburger Landwirtschaft
jahrlich kantonale Subventionen in der Hohe von 14 Millionen Franken. Hinzu kommen
Bundessubventionen in der Hohe von rund 203 Millionen (inkl. Direktzahlungen), sowie

5 Millionen kantonale und 25 Millionen Bundesdarlehen.

Der Staatsrat weist auch darauf hin, dass die Covid-Krise und das damit verbundene staatliche
Engagement zu einer zunehmenden Anspruchshaltung gegenuber dem Staat gefuhrt hat, welche
mittelfristig die Staatsfinanzen noch starker unter Druck setzen wird.

Bestehende Instrumente und Sofortmassnahmen

Der Staatsrat erinnert auch daran, dass im Sommer 2022 bereits mehrere Sofortmassnahmen zur
Unterstitzung der Landwirtschaft ergriffen wurden, z. B. mit der Unterstiitzung der
Wasserversorgung der Alpen durch die Armee in der Héhe von ca. einer halben Million Franken,
der Genehmigung der Beweidung extensiv genutzter Wiesen oder der Lockerung der Vorschriften
fur den regelmassigen Auslauf im Freien bei Futtermangel.

Er weisst auch darauf hin, dass Grangeneuve den Landwirten und Landwirtinnen im Rahmen der
Beratung zur Verfligung steht, um mit ihnen die notwendigen Massnahmen zu prifen. Zur
Sicherstellung der Liquiditat kann beispielsweise ein Aufschub der Riickzahlung der zinslosen
Darlehen in Betracht gezogen werden. So werden jahrlich von Grangeneuve die Riickzahlungen
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von rund 10 bis 20 Betrieben angepasst. In den trockenen Jahren 2015 und 2018 waren es deutlich
mehr: 45 resp. 65 Betriebe. Per 10. Oktober 2022 sind 14 Gesuche eingegangen. Bis Ende Jahr
werden es sicherlich noch einige mehr. Diese Massnahme ist somit effizient und wird sehr
geschatzt, da sie ohne grossen administrativen Aufwand umgesetzt werden kann.

Weiter kdnnen im Rahmen der Betriebshilfe (es handelt sich um Darlehen, die zu gleichen Teilen
vom Bund und vom Kanton finanziert werden und mit deren Verwaltung der Kanton beauftragt ist)
Hilfen zur Umschuldung bestehender Schulden bzw. zur Uberbriickung einer ausserordentlichen
finanziellen Bedrangnis geleistet werden. Diese Mdglichkeit wurde in den letzten Jahren
zunehmend weniger beansprucht (s. nachstehende Tabelle). Offensichtlich konnten die
Landwirtschaftsbetriebe ihre Liquiditat in den letzten Jahren grundsétzlich sicherstellen. Der tiefe
Zinssatz ist sicherlich auch mitverantwortlich fiir diese Entwicklung. Im Falle von Hérteféllen
waéren auf jeden Fall entsprechende Mittel vorhanden.

Schliesslich haben die guten Wetterbedingungen im Friihling und im Herbst es erlaubt, die Schaden
zu begrenzen. Einige Betriebe haben sogar mehr produziert als in anderen Jahren.

Abb. Betriebshilfen in der Landwirtschaft (Quellen: Tatigkeitsberichte des Staatsrat 2017 bis
2021; Grangeneuve 2022)

2017 2018 2019 2020 2021 2022

(Ende

Sept.)

Neu (inFr.) | 1686 000 | 2007000 | 1520000 697 000 474000 | 380000

Total laufend | 6 488 000 | 6540823 | 7008550 6 686 200 5688400 | 5520917
(inFr)

A fonds perdu Beitrage und zinslose Darlehen

Die Motionare fordern, dass mindestens die Halfte der 10 Millionen Franken a fonds perdu gewahrt
werden und der Restbetrag zum Beispiel in Form von zinslosen Darlehen gewahrt werden kénnte,
um die fehlenden Rauhfuttermengen einkaufen zu kénnen.

Im Gegensatz zur COVID Krise handelt es sich bei der Trockenheit nicht um eine vom Staat
verordnete Schliessung und die wenigsten Betriebe sind direkt in ihrer Existenz bedroht. Der Staat
kann nicht zu einer «Versicherung flr alle Risiken» werden. Eine Intervention kénnte deshalb
falsche Anreize fur die Landwirtschaft, aber auch fur andere Betriebe und Branchen geben. Im
Ubrigen halt der Staatsrat auch fest, dass gemass heutigem Wissenstand kein anderer Kanton
Soforthilfen im Sinne der Motiondre ausrichtet.

Zudem stellen sich verschiedenste Fragen zur Definition der Berechtigten: Sind nur Futterbaubetriebe
(z.B. gegen Vorweisung einer Quittung eines Futterzukaufs) oder auch andere Betriebe berechtigt,
welche unter der Trockenheit gelitten haben? Wurde das Futter wegen der Trockenheit gekauft oder
wird auch sonst Futter zugekauft? (Uberpriifung der Rauhfutterbilanz notwendig); wie werden
Landwirte entschadigt, welche selbst Massnahmen im Bereich Futterbau getroffen haben (z.B. durch
Mehransaat von Zwischenfutter); etc.? Zu erwdhnen ist im Zusammenhang mit dem Futtermangel
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auch der aktuell recht hohe Tierbestand, welcher durch die Anfang Jahr sehr gute Nachfrage im
Kasemarkt begrundet ist.

Dies zeigt, dass die administrative Umsetzung dieser Massnahme &usserst aufwendig ware, da —
ausser bei einem aus staatspolitischer Sicht fragwiirdigen Giesskannenprinzip — die Grundlagen fir
die Berechnung des genauen Ertragsverlustes fehlen bzw. die am starksten betroffenen Betriebe gar
nicht identifiziert werden kdnnen.

Die Mdglichkeit von zinslosen Darlehen existiert bereits. Wir verweisen auf die vorgangig
genannten Hilfen zur Umschuldung bestehender Schulden bzw. zur Uberbriickung einer
auBerordentlichen finanziellen Bedrangnis und die Sistierung der Rickzahlung von
Investitionskrediten. Das Instrument der Betriebshilfe wurde in den letzten Jahren zunehmend
weniger beansprucht, womit hier noch Spielraum besteht.

Grundsétzlich muss aus Sicht des Staatsrates in Anbetracht der sich haufenden Krisen jedoch alles
unternommen werden, die Resilienz der Wirtschaft und der Gesellschaft und damit auch der
Landwirtschaft zu erhéhen. Im Gegensatz zu den kurzfristigen Anliegen der Motionare engagiert
sich der Staatsrat deshalb langfristig und mdchte sein Engagement noch verstérken.

Der Kanton Freiburg will im Rahmen der von der Direktion der Institutionen und der Land- und
Forstwirtschaft (ILFD) entwickelten und im September 2021 présentierten Strategie fir die
landwirtschaftlichen Strukturverbesserungen 2030 die Modernisierung der Landwirtschaft und
deren Anpassung an neue Herausforderungen, insbesondere aufgrund der Klimaerwarmung,
weiterhin unterstltzen. Er ist bereit, daftir wahrend der laufenden Legislaturperiode 45 Millionen
Franken zu investieren. Als Hebeleffekt wird dieses 6ffentliche Engagement in diesem Zeitraum fir
die freiburgische Wirtschaft rund 600 Millionen Franken an Auftrdgen generieren.

Im Ubrigen hat der Staatsrat den Subventionssatz des Kantons fiir Bewasserungsprojekte von 25 auf
35 Prozent angepasst, was den mit den Bundessubventionen kumulierten a fonds perdu Beitrag auf
63 % erhoht. Damit wird alleine der Kanton in den nachsten Jahren, die zum heutigen Zeitpunkt
bekannten Projekte anstatt mit 15 Millionen mit 21 Millionen also mit 6 Millionen zusétzlich
unterstltzen.

Der Kanton verstarkt ebenfalls die Resilienz der Freiburger Landwirtschaft im Rahmen des
Klimaplanes. Im Bereich der Landwirtschaft werden in den nachsten 4 Jahren rund 2 Millionen
Franken eingesetzt.

Weiter soll eine in Auftrag gegebene Studie die aktuelle Situation und den Handlungsbedarf bei der
Wasserversorgung der Freiburger Alpen evaluieren. Die Ergebnisse der Studie werden im ersten
Quiartal 2023 erwartet.

Auf der Basis der Resultate wird der Staatsrat die Notwendigkeit und Opportunitét einer Anpassung
der Finanzhilfen fiir die Unterstlitzung von Investitionen zur Verbesserung der landwirtschaftlichen
Strukturen priifen. Der Staatsrat ist grundsétzlich bereit, den Beitragssatzes des Kantons fir
Wasserversorgungsprojekte von Alpbetrieben befristet fiir finf Jahre von 30 auf 35 Prozent zu
erhéhen. Zusammen mit den Bundessubventionen werden damit 68 % der Projektkosten a fonds
perdu subventioniert. Die Planung und Realisation von solchen Projekten kdnnen dadurch
beschleunigt werden.
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Zudem will der Staatsrat die Beratung der Betriebe verstarken mit dem Ziel, diese gegeniiber
Extremwetterereignissen resilienter zu machen. Er sieht deshalb im Sinne einer Priorisierung die
Schaffung einer Beratungsstelle in Grangeneuve vor. Die jahrlichen Mehrkosten betragen

120 000 Franken.

Zusammenfassend erachtet der Staatsrat die Ausschuttung von a fonds perdu Soforthilfen im Sinne
der Motiondare nicht als opportun. Er ist aber bereit, berechnet auf die nachsten funf Jahre a fonds
perdu Beitrége in der Hohe von 3 bis 3.5 Millionen zu leisten, um gewisse Finanzhilfen zu
verstarken und so die dringend nétigen Strukturverbesserungen zu unterstiitzen, namentlich tiber
eine Erhdhung des Beitragssatzes des Kantons fur Wasserversorgungsprojekte von Alpbetrieben.
Hinzu kommen wie weiter oben erwéhnt im Zeitraum der n&chsten 5 -10 Jahre zusétzliche

6 Millionen fur Bewésserungsprojekte.

Abschliessend tritt der Staatsrat teilweise auf den Inhalt der Motion ein, beantragt aber, sie aus
formalen Griinden abzulehnen, da keine Gesetzesanpassung und auch kein Dekret nétig ist fur die
Umsetzung der beabsichtigten Massnahmen. Der Staatsrat verpflichtet sich aber, den Beschluss
Uber die Kantonsbeitradge an die Bodenverbesserungen (SGF 917.16) entsprechend anzupassen.

2. November 2022



	I. Zusammenfassung der Eingabe
	II. Antwort des Staatsrats
	Bestehende Instrumente und Sofortmassnahmen
	A fonds perdu Beiträge und zinslose Darlehen

